
1.Beibiatt :Beibla.tt zur Parlamentskorrespondenz. l4.Dezember 1950. 

A n fr a g eb e a n t w 0 r tun c. 

Die AbG.Dr.Herbert K rau s und Genossen haben am 8.November 1950 
die Anfrage eestellt, was die Eundesraaierung zu tun ga~~nke, um die Volks­

deutsohen endlioh inden Genuss der ihnen gebührenden Gle1chberechtieung 
zu bringen. 

In Beantwor:tUl'lB' dieser Anfrage teilt BundeskBnzler.B?e.Dr.F i g 1:, mit: 

Die Bundesrsgierung hat bereits in der Sitzung vom 4.Ju1~ 1950 den Beschluss ge­

~asst, ein Ministerkomitee einzusetzen, das sich mit der LöBUng des .Problems 

der Volksdeutschen zu befassen hat und dem - naoh einem weiteren Beschluss 

des llinisterrates -vom 8.August 1950 ..;. ein aus 8 Vertretern bestehender Beirat 

bei den Beratungen zuzuziehen ist. 

Es haben bereits zwei Si tzuncren dieses BE)-irates unter d.etl Vorsitz 

des Innenministers am 9. September und 8lII. 28. Oktober d. J AI stattgefunden und es 

wurden alle ForderuncrGll,.die dieser Beirat na.mensder Vo~lcsdeutschen erhoben hat, 

einer dringenden interministeriellen Behandlung zueeführt. Auf einigen Gebieten -

(z.n. Aufenthal tsbewilliguneen, :F~ilienzuE$a.rnmenf~ . Auabildune Jugendlicher, 

Fraße der Einbürgerungen usw.) konnten bereits Erfolge erzi~lt werden, die ubricren 
. ~ 

Wünsche, insbe':l0ndere die Frage dar sogenannten Staatspensionen, die arbeits­

rechtliche Gleichstellung, die Frage der Privatrenten, eine 'Wenig~tens teilweise 

Kriegsopferversorcuns usw. stehen in dringendster Behandlung. Die Beiratssitzun-

gen werden fortgesetzt. 

Aus dem Gesagten ercribt sieh, dass s1c1:1 die B~desregierung die Fragen 

der Volksdeutschen, die natürlich nur unter steter BarUoksichtieunc der BundeS­

finanzen und des inländischen Arbeitsmarktes zu lösen sind, in jeder Hinsicht 

anaelegen sein lässt. 

Was schliesslich den Fall des Österreiohersllerbert Cieslar a.nlallßt, 

so ist es bedauerlich; da~s er durcl? den HUllu"'Grstreik, durch den· er sich selbst 

körperliohen Schaden ZUGefÜGt hut, versuchte, bei der L8sune der Volksdeutschen­

Frage die BundesreGierung unter Druck zu setzen. Das eesamte Problem wird und kann 

durch llandluneen dieser Art in keiner Richtune ireea~ einer Lösung nähereebracht 

werden. In Erkenntnis d1\3s0r Tatsache hat Cieslar auch tatsä.cblich seinen 

Hungerstreik abgebrochen. 
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